Absender

Niedersächsisches Landesamt für Bezüge und Versorgung
Geltendmachung einer amtsangemessenen Alimentation

Sehr geehrte Damen und Herren,

Das Grundgesetz sieht vor, dass das Recht des öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln ist. Hierzu gehört das Alimentationsprinzip, das den Dienstherrn verpflichtet, den Beamten und seine Familie lebenslang angemessen zu alimentieren und ihn nach seinem Dienstrang, nach der mit seinem Amt verbundenen Verantwortung und nach Maßgabe der Bedeutung des Berufsbeamtentums für die Allgemeinheit entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards einen angemessenen Lebensunterhalt zu gewähren.

Meine Besoldung (alternativ Versorgung) entspricht diesen Grundsätzen nicht mehr und ist deshalb verfassungswidrig.

Seit dem Jahr 2002 ist meine Besoldung (alternativ Versorgung) durch die Kürzungen und Streichungen stetig verringert worden, so dass sich der Netto-Besoldungsverlust (alternativ Netto-Versorgungsverlust) in einem Bereich von über 10% bewegt. Ein wesentlicher Bestandteil dieser Absenkung war die durch das Haushaltsbegleitgesetz 2005 gestrichene Zahlung der bisherigen Sonderzuwendungen. Lediglich ein jährlicher pauschaler Betrag in Höhe von 420,00 EUR für die Besoldungsgruppen bis A 8 BBesO ist verblieben, sowie eine jährliche Sonderzahlung für jedes Kind in Höhe von 25,56 EUR (ab 2008 erhöht).
Die allgemeine Haushaltssituation des Landes Niedersachsen kann diese Einschränkungen und die damit einhergehende Abkoppelung der Beamtinnen und Beamten (alternativ Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger) von der allgemeinen Einkommensentwicklung nicht rechtfertigen, da ein uneingeschränkter Eingriff des Gesetzgebers die Schutzfunktion des Art. 33 Abs. 5 GG ins Leere laufen lassen würde.

Die ab dem 01.01.2008 vorgenommene Erhöhung der Bezüge (alternativ Versorgung) stellt lediglich eine teilweise Anpassung an die Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse dar, die die Gesamtreduzierung meiner Besoldung (alternativ Versorgung) nicht dergestalt kompensieren kann, dass eine verfassungsrechtlich vorgesehene Alimentation stattfindet.

Ich widerspreche daher meiner bisherigen Besoldung (alternativ Versorgung) und mache eine angemessene Alimentation für die Jahre 2005-2007 und das Jahr 2008 geltend.
Im Hinblick auf die Vorlagen zum Bundesverfassungsgericht durch das Verwaltungsgericht Arnsberg (Az: 2 K 3324/04, 2 K 4083/04, 2 K 2366/06, 2 K 480/06) zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit der Alimentation in Nordrhein-Westfalen und der Vorlage durch das Verwaltungsgerichtes Braunschweig (Az: 7 A 357/05) für Niedersachsen bitte ich um ein Ruhen des Verfahrens bis zur endgültigen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. 
Mit freundlichen Grüßen

